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das Idealbild ist so einfach: Es gibt einen frei-
heitlich-demokratisch organisierten Staat, der
seine Bürger nach innen und außen schützt. Der
seinen Bürgern die Wahrnehmung ihrer Grund-
rechte ermöglicht: Freies Reisen,
Versammlungsfreiheit, Mei-
nungsfreiheit, Berufsfreiheit,
Recht auf Bildung. Und der dafür
(ein Staat muß ja auch „leben“)
mäßig bemessene Steuern ein-
fordert. Doch sehen wir uns die
Realität an, die angesichts „Co-
rona“ zwar nicht die bisherige
Normalität widerspiegelt, aber
nach den Worten mancher Politi-
ker durchaus zur „neuen Norma-
lität“ werden könnte. Dabei soll
weder die Existenz des noch re-
lativ neuen Corona-Virus noch die Notwendig-
keit des besonderen Schutzes bestimmter
Bevölkerungsgruppen bestritten werden. Doch
kritische Worte müssen gestattet bleiben, denn
jede Demokratie lebt vom Widerspruch, vom
Wettstreit der Ideen. Und damit ist es im
Deutschland des Jahres 2021 nicht mehr weit
her. Die von der Bundeskanzlerin bereits vor Jah-
ren eingeführte Unsitte (anders kann man es
unter demokratischen Gesichtspunkten leider
nicht bezeichnen), die von ihr gewünschten Ent-
scheidungen kurzerhand als „alternativlos“ dar-
zustellen, greift seit März letzten Jahres in

bedenklicher Weise um sich. Privates Reisen soll
so gut es geht verhindert werden, Demonstra-
tionen sollen am liebsten „erlaubnispflichtig“
werden (seit wann muss die Wahrnehmung

eines Grundrechtes stets vorab
erlaubt werden?). Wer nicht in das
gesellschaftliche „Meinungshorn“
stößt läuft Gefahr, als z.B. Klima-
oder Coronaleugner öffentlich ge-
brandmarkt und gesellschaftlich
„vernichtet“ zu werden. Gastwir-
ten, Einzelhändlern, Friseuren und
anderen wird wochenlang ihre Be-
rufsausübung praktisch unter-
sagt. Und Bildungseinrichtungen
bleiben geschlossen, ohne dass
man die Chance ergriffen hätte,
vorab die heute möglichen techni-

schen Voraussetzungen für „Fernunterricht“ zu
schaffen! Dies alles trifft den deutschen Mittel-
stand – der bisher stets der „Wachstumsmotor“
schlechthin war – in besonderem Maße. Dies
umso mehr seit feststeht, dass manche der den
besonders betroffenen Branchen in Aussicht ge-
stellten Hilfsmaßnahmen (wieder einmal) am
EU-Recht zu scheitern drohen. Danach dürfen
sich z.B. Hilfszahlungen nur auf fortlaufende Fix-
kosten beziehen, nicht aber auf einen hypothe-
tischen Umsatzausfall. Wer derartige
Hilfszahlungen bereits erhielt läuft nun Gefahr,
Teile davon wieder zurückzahlen zu müssen. Es
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ist nicht nur die Ironie des Schicksals, dass
davon aber nicht allzu viele Gewerbetreibende
betroffen sein werden. Die meisten haben näm-
lich bisher einfach noch kein Geld erhalten, ob-
wohl es ihnen schnell und unbürokratisch
versprochen worden war.

Der Schutz der sogenannten vulnerablen
Gruppen lässt gleichermaßen auf sich warten.
Warum können nicht mehr Bundeswehrsoldaten
als bisher vor Pflegeheimen stehen und Schnell-
tests durchführen? Oder Polizisten oder Be-
dienstete der städtischen Ordnungsämter? Wohl
nicht nur der Verfasser dieser Zeilen würde der-
artige Einsätze für sinnvoller erachten als die in
den letzten Wochen immer wieder zu beobach-
tende Anordnung einer regelrechten Jagd auf
ansonsten eher brave Bürger, die die jeweils ak-
tuell geltenden Corona-Regeln nicht exakt
genug beachteten. Längst drängt sich in diesem
Zusammenhang die bedrückende Frage auf,
welche Angst bei vielen Bürgern inzwischen
überwiegt: Die vor dem Corona-Virus an sich
oder die vor den immer weitergehenden staatli-
chen Repressalien und den damit verbundenen
Sanktionsandrohungen! In den Niederlanden
gingen dieser Tage Menschen auf die Straße,

weil sie sich mit der dort angeordneten nächtli-
chen Ausgangssperre nicht abfinden wollen, die
in Bayern, Baden-Württemberg und einigen an-
deren Teilen auch unseres Landes im Übrigen
bereits seit einigen Wochen besteht. In Deutsch-
land blieb es diesbezüglich bisher ruhig. Hat hier
bereits die Angst vor staatlich-gesellschaftli-
chen Sanktionen die Oberhand gewonnen?

Seuchenschutz, geht gewiss nicht ohne Ein-
schränkungen. Auch das muss in diesem Zu-
sammenhang gesagt werden. Doch das „wie“
entscheidet. „Alternativlose“ Kommandotöne,
die Existenzgefährdung ganzer Branchen und
eine Bezugnahme nur auf solche Wissenschaft-
ler, von denen die gewünschten „Ratschläge“ er-
wartet werden dürfen, haben dabei nichts
verloren. Auch wenn man dies in Berlin und in
mancher deutschen Landeshauptstadt nicht
gerne hören wird. 
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